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WEG §§ 3, 8 
Aufteilung eines Grundstücks in Sonder-
eigentum bei zwei Grundstücksmiteigentü-
mern; Zuweisung von 10 Wohnungseigen-
tumseinheiten zu einem Miteigentümer und 
einer Wohnungseigentumseinheit zu dem 
anderen Miteigentümer; Abgrenzung zwi-
schen § 3 WEG und § 8 WEG

I. Sachverhalt
Eine Gesell schaft bürgerlichen Rechts (GbR) und ein ein-
getragener Verein (e. V.) sind je zur Hälfte Eigentümer eines 
Grundstücks, welches in Wohnungseigentum  aufgeteilt 
werden soll. Im Ergebnis soll der Verein eine Sondereigen-
tumseinheit zu Alleineigentum erhalten (Einheit Nr. 1) 
und die GbR zehn Sondereigentumseinheiten (Einheiten 
Nr. 2-11). Die Fläche der Einheit Nr. 1 ist in etwa so groß 
wie die Fläche der Einheiten Nr. 2-11 zusammen. Der halbe 
Miteigentumsanteil der GbR soll dabei in 10 gleich gro-
ße Miteigentumsanteile von je 1/20 aufgespalten und mit 
dem Sondereigentum an jeweils einer Einheit verbunden 
werden.

Ein Vertrag, bei dem die beiden Miteigentümer alle ge-
bildeten Einheiten zum Miteigentum zu je 1/2 erwerben 
und dann diese Anteile tauschen, soll nicht beurkundet 
werden. 

II. Fragen
1. Kann eine Teilung nach § 3 WEG unmittel-
bar in der Weise erfolgen, dass ein Miteigentü mer zu 
1/2 am Grundstück eine Sondereigentumseinheit und 
der andere Miteigentümer zu 1/2 am Grundstück 10 
Sondereigentumseinheiten je zu Alleineigen tum erhält, bei 
denen die Summe der 10 Miteigentumsanteile wiederum 
1/2 ergibt?

2. Kann im Zuge der Aufteilung nach § 3 WEG der-
jenige Eigentü mer, der die 10 Einheiten erhalten soll, 
seinen Miteigentumsanteil zu 1/2 am Grundstück in 10 
Miteigentumsanteile spalten und im Anschluss mit je-
dem dieser abgespaltenen Mitei gentumsanteile je eine 
Sondereigentumseinheit verknüpfen? 

3. Ist eine Kombination aus Teilung nach § 3 WEG und 
§ 8 WEG eine Möglichkeit, um das Ziel zu er reichen? 
Wenn ja, sind die beiden Teilungen zeitlich hintereinan-
der zu schalten? Wären zwei Gemeinschaftsordnungen 
nötig?
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III. Zur Rechtslage
1. Voraussetzungen der Einräumung von Sonder-
eigentum
a) Teilung nach § 8 WEG
Nach § 8 Abs. 1 WEG kann der Eigentümer eines Grund-
stücks durch Erklärung gegenüber dem Grundbuch-
amt das Eigentum in Wohnungseigentum teilen. Steht 
ein Grund stück vor der Begründung von Wohnungseigen-
tum bereits im Bruchteilseigentum mehrerer Personen, 
so besteht ein Wahlrecht, ob die Eigentümer nach § 3 
oder § 8 WEG vorgehen (Bärmann/Armbrüster, WEG, 
13. Aufl. 2015, § 8 Rn. 5; Beck’sches Notarhandbuch/
Rapp, 6. Aufl. 2015, A. III. Rn. 27). Eine Teilung nach 
§ 8 WEG setzt nämlich nicht voraus, dass sich das 
Grundstück im Alleineigentum befindet. Vielmehr führt 
die Teilung dazu, dass sich das bislang für das Grund-
stücksverhältnis maßgebliche Rechtsverhältnis an den 
geschaffenen Wohnungs- und Teileigentumseinheiten 
fortsetzt (BayObLG NJW 1969, 883; KG NJW 1995, 62, 
64; BeckOGK-BGB/Schultzky, Std.: 15.4.2015, § 8 Rn. 7; 
BeckOK-WEG/Munzig, Std.: 1.10.2015, § 2 Rn. 15; Stau-
dinger/Rapp, BGB, Neubearb. 2005, § 8 WEG Rn. 9). 
Würden die Miteigentümer im vorliegenden Fall (GbR 
und e. V.) eine Teilung nach § 8 WEG vornehmen, würden 
sie das Sondereigentum an allen Wohnungseigentumsein-
heiten jeweils in Bruchteilseigentum zu gleichen Anteilen 
erwerben.

b) Teilung nach § 3 WEG
Gem. § 3 Abs. 1 WEG kann das Miteigentum an einem 
Grundstück durch Vertrag der Mitei gentümer in der 
Weise beschränkt werden, dass jedem abweichend von § 93 
BGB das Son dereigentum an einer bestimmten Wohnung 
oder an be stimmten nicht zu Wohnzwecken dienenden 
Räumen in einem auf dem Grundstück errichteten oder zu 
errichtenden Gebäude eingeräumt wird.

Die Teilung nach § 3 Abs. 1 WEG, die der Form des § 4 WEG 
und damit grundsätzlich einer notariellen Beurkundung be-
darf (§ 4 Abs. 2 S. 1 WEG i. V. m. § 925 Abs. 1 BGB), 
unterscheidet sich von der Teilung nach § 8 WEG dadurch, 
dass den Miteigentümern jeweils das Sondereigentum an 
bestimmten Räumen eingeräumt wird.

Der vorliegende Fall weicht von dem typischen 
Fall der Teilung nach § 3 WEG insoweit ab, als das 
Sondereigentum nicht mit einer gleich bleibenden Anzahl 
von Miteigentumsanteilen verbunden wird, sondern sich 
die Anzahl der Anteile erhöht. Ob auch dieser Fall unter 
die Kategorie der Teilung nach § 3 WEG gefasst werden 
kann, ist umstritten. Nach teilweise vertretener Ansicht 
soll § 3 WEG auch insoweit Anwendung finden (LG 
Bochum NJW-RR 1999, 887; BeckOK-WEG/Munzig, § 2 
Rn. 18; wohl auch LG Düsseldorf MittRhNotK 1987, 163). 
Nach anderer Auffassung ist § 3 WEG nicht einschlägig 
(Bärmann/Armbrüster, § 2 Rn. 12; Staudinger/Rapp, § 2 
Rn. 4; Weitnauer/Briesemeister, WEG, 9. Aufl. 2004, § 2 
Rn. 3).

Der BGH hat für die umgekehrte Konstellation, dass die 
Anzahl der Miteigentumsanteile verringert wird und mit 
weniger Wohnungseigentumsrechten als derzeit vorhan-
denen Miteigentumsanteilen verbunden wird, entschieden, 
dass die Anteile zugleich mit der Teilung zusammengelegt 
werden können (BGH NJW 1983, 1672, 1673 f. = DNotZ 
1983, 487). Weder Wortlaut noch Sinn und Zweck von § 3 
WEG würden es ausschließen, dass die Miteigentümer 
sowohl die Zahl der Miteigentumsanteile verkleinern als 

auch diesen Anteilen jeweils das Sondereigentum an einer 
Wohnung zuordnen könnten (BGH, a. a. O.). Hat daher z. B. 
ein Miteigentümer einen Miteigentumsanteil von 1/2 und 
haben zwei Miteigentümer weitere Miteigentumsanteile 
von jeweils 1/4, können letztere gemeinschaftlich zum 
Miteigentum zu je 1/2 eine Wohnungseigentumseinheit 
verbunden mit einem Miteigentumsanteil von 1/2 erwer-
ben (Beispiel und Formulierungsvorschlag bei Beck’sches 
Notarhandbuch/Rapp, A. III. Rn. 25a; vgl. auch Weitnauer/
Briesemeister, § 3 Rn. 6). 

Es spricht viel dafür, diese Erwägungen auch auf den 
Fall einer Vermehrung der Miteigentumsanteile zu über-
tragen (so auch LG Bochum NJW-RR 1999, 887). Denn 
so wie bei der Verringerung der Anteile wird auch bei 
ihrer Vermehrung zunächst ihre Anzahl verändert und 
im Rahmen der Teilung nach § 3 WEG mit einzelnen 
Einheiten verbunden. Dem dürfte auch nicht entgegen ge-
halten werden können, dass ideelle Miteigentumsanteile 
bei Eigentümeridentität nicht identifizierbar sind. Denn er-
folgt die Anteilsvermehrung zeitgleich mit der Bildung von 
Sondereigentum, lassen sich die durch Anteilsvermehrung 
entstehenden Miteigentumsanteile ohne Weiteres zuordnen. 

Letztendlich kann die Frage aber dahinstehen, wenn sich 
das Ergebnis auch über eine Kombination einer Teilung von 
§ 3 WEG und § 8 WEG erreichen lässt.

c) Kombination von Teilung nach § 3 und § 8 WEG
Eine Kombination von Teilungsvertrag und Teilungserklä-
rung kann z.B. wie folgt stattfin den (vgl. Bärmann/Arm-
brüster, § 2 Rn. 12; Jennißen/Zimmer, WEG, 4. Aufl. 2015, 
§ 2 Rn. 11; Staudinger/Rapp, § 2 Rn. 4; BeckOK-WEG/
Munzig, § 2 Rn. 17; Riecke/Schmid/Schneider, WEG, 
4. Aufl. 2015, § 2 Rn. 13): A und B sind Miteigentümer 
eines Grundstücks (A zu 3/4, B zu 1/4). Sie schließen zu-
nächst einen Teilungsvertrag nach § 3 WEG, in dem der 
Miteigentumsanteil des A mit den drei Sondereigentums-
einheiten Nr. 1-3 verbunden wird. Der Mit eigentumsanteil 
des B wird mit der Sondereigentumseinheit Nr. 4 verbun-
den. Anschließend unterteilt A seinen Miteigentumsanteil 
analog § 8 WEG in drei Anteile zu je 1/4 und verbin det 
jeden von ihnen mit einer Einheit. 

Im vorliegenden Fall erscheint dieses Vorgehen eben falls 
möglich. 

Zum einen ist anerkannt, dass die Miteigentumsanteile 
frei zugewiesen wer den können (Bärmann/Armbrüster, 
§ 3 Rn. 38), sodass keine Bedenken bestehen, einer 
Wohnung einen Miteigentumsanteil von 1/2 zuzuweisen. 
Ferner ist es zulässig, dass einem Miteigentumsanteil 
mehrere Sondereigentumseinheiten zugeordnet wer-
den (allg. Auffassung, vgl. BayObLGZ 1971, 102, 110; 
BeckOGK-BGB/Müller, § 2 WEG Rn. 10). So mit wür-
den in einem ersten Schritt dem Miteigentumsanteil 
der GbR zehn Sondereigentums einheiten zugeordnet 
und dem Miteigentumsanteil des Vereins eine Sonder-
eigentumseinheit. In einem zweiten Schritt unterteilt die 
GbR den Miteigentumsanteil in Anteile von je 1/20 und 
verbindet mit jedem Anteil das Sondereigentum an je einer 
Einheit. Die Erklärungen können in einer Urkunde ab-
gegeben werden (vgl. BeckOGK-BGB/Müller, § 2 WEG 
Rn. 10). 

d) Zwischenergebnis
Als Zwischenergebnis ist daher festzuhalten, dass es nach 
dem derzeitigen Diskussionsstand umstritten ist, ob die be-
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absichtigte Gestaltung allein durch einen Teilungsvertrag 
gem. § 3 WEG verwirklicht werden kann. Es ist je-
doch möglich, die Teilung gem. § 3 und § 8 WEG (ana-
log) dergestalt miteinander zu kombinieren, dass mit dem 
Miteigentumsanteil der GbR zunächst mehrere Einheiten 
verbunden werden und in einem zweiten Schritt eine 
Unterteilung dieses Miteigentumsanteils erfolgt. 

2. Vollzug einer Kombination gem. § 3 und § 8 WEG 
Fraglich ist, wie die Kombination von § 3 und § 8 WEG im 
Grundbuch umge setzt werden kann. Die wohnungseigen-
tumsrechtliche Literatur verweist in diesem Zusammenhang 
allgemein darauf, dass die Unterteilung „sogleich“ erfolgen 
kann (Riecke/Schmid/Schneider, § 2 Rn. 13). 

Aus unserer Sicht ist kein zwingender Grund dafür er-
sichtlich, warum nicht beide Vorgänge nacheinander 
(Teilungsvertrag und dann „Unterteilung“ des eigenen 
Miteigentumsanteils und Vereinzelung der Wohnungen) 
ohne grundbuchliche Zwischeneintragung vorgenom-
men werden können. Der BGH hat entschieden, dass 
die Begründung von Wohnungseigentum und die 
Verschie bung von Miteigentumsanteilen in einer 
Urkunde ohne Zwischeneintragung erfolgen können, 
wenn Miteigentumsanteile zusammengelegt werden 
und mit dem zusammengelegten Miteigentumsanteil das 
Wohnungseigentum verbunden wird, das den bisherigen 
Miteigentümern nunmehr nach Bruchteilen zusteht. Eine 
Zwischeneintragung sei ein „sachlich unnötiger Umweg“  
und deshalb nicht geboten (BGH NJW 1983, 1672, 1673 = 
DNotZ 1983, 487). Eine Zwischeneintragung wird auch für 
entbehrlich gehalten, wenn der Käufer eines Grundstücks 
eine Teilung nach § 8 WEG vornimmt; er kann sogleich als 
Eigentümer in den neu angelegten Wohnungsgrundbüchern 
eingetragen werden (BeckOGK-BGB/Schultzky, § 8 WEG 
Rn. 6; BeckOK-WEG/Kral, Std.: 1.10.2015, § 8 Rn. 21; 
Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 15. Aufl. 2012, Rn. 2813). 
Entsprechendes gilt bei der Umwandlung einer GbR in eine 
Bruchteilsgemeinschaft. Eine Zwischeneintragung ist auch 
hier entbehrlich, wenn eine Teilung nach § 3 WEG im 
Grundbuch vollzogen werden soll (Staudinger/Rapp, § 3 
WEG Rn. 2; Elzer/Schneider, in: Riecke/Schmid, § 3 Rn. 4; 
BeckOK-WEG/Gerono, § 3 Rn. 7; Jennißen/Zimmer, § 3 
Rn. 6).

Diese Erwägungen dürften sich u. E. auf den hier zu 
entscheidenden Sachverhalt übertragen lassen. Eine 
Zwischeneintragung ist demzufolge entbehrlich (so auch 
LG Bochum NJW-RR 1999, 887).

3. Mehrere Gemeinschaftsordnungen
Auch mehrere Gemeinschaftsordnungen dürften nicht 
erforderlich sein. Gemeinschaftsordnungen sind schon 
kraft Gesetzes überhaupt nicht erforderlich, da die Mit-
eigentümer abweichende Vereinbarungen gem. § 5 Abs. 4 
WEG nur zum Inhalt des Sondereigentums machen kön-
nen, jedoch nicht müssen. Dies ergibt sich auch aus fol-
gender Kontrollüberlegung: Angenommen, die Untertei-
lung des Miteigentumsanteils eines Wohnungseigentümers 
und die „Vereinzelung“ von Sondereigentumseinheiten er-
folgen erst im Nachhinein, so geschieht dies auch im Rah-
men der bestehenden Wohnungseigentümergemeinschaft 
und der bestehenden Gemeinschaftsordnung. Die „Dis-
positionsmacht“ des Wohnungseigentümers beschränkt 
sich auf dessen Miteigentumsanteil (und die damit ver-
bundenen Sondereigentumsrechte). Daher dürfte es genü-
gen, eine einzige Gemeinschaftsordnung beim Vollzug 

des Teilungsvertrages zum Inhalt des Sondereigentums zu 
machen.

Bei der Auslegung der Gemeinschaftsordnung ist 
zu berücksichtigen, dass von vornherein die durch die 
Unterteilung geschaffenen Einheiten maßgeblich sein dürf-
ten. Ist z. B. bestimmt, dass sich das Stimmrecht nach der 
Anzahl der Köpfe oder Objekte richtet, kommt es nicht zu 
einer Aufteilung des Stimmrechts nach den für die nachträg-
liche Teilung geltenden Grundsätzen (hierzu Beck’sches 
Notarhandbuch/Rapp, A. III. Rn. 85a f.). Sämtliche 
Miteigentümer sind an dem Aufteilungsakt gleicherma-
ßen beteiligt; die Gemeinschaftsordnung dürfte sich auf die 
Aufteilung beziehen, wie sie im Ergebnis in der Urkunde 
vorgenommen wurde, in der beide Teilungsvorgänge erfol-
gen. Um Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden, kann 
sich evtl. ein klarstellender Hinweis empfehlen.

4.  Ergebnis
Die angestrebte Gestaltung ist im Ergebnis rechtlich zu-
lässig. Sie kann zumindest dadurch erreicht werden, dass 
eine Teilung nach § 3 WEG erfolgt, indem die GbR als 
Miteigentümerin das Sondereigentum an den Einheiten Nr. 2 
bis 11 erlangt, sie diesen Miteigentumsanteil aufteilt (§ 8 
WEG analog) und mit jedem neuen Miteigentumsanteil das 
Sondereigentum an einer Einheit verknüpft. Die Teilungen 
können in einer Urkunde vorgenommen werden. Eine 
Zwischeneintragung im Grundbuch ist nicht erforderlich. 
Es kann von vornherein eine einzige Gemeinschaftsordnung 
gefasst werden.

UmwG §§ 20 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 Hs. 2, 51 
Abs. 1 S. 3, 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
Verschmelzung einer Tochter-GmbH auf 
ihre Mutter-GmbH; Upstream-Merger; 
nicht voll eingezahlte Geschäftsanteile 
bei der Tochter-GmbH; Erlöschen der 
Einlageforderung; Zulässigkeit der 
Verschmelzung; Volleinzahlung 

I. Sachverhalt
Eine 100%ige Tochter-GmbH soll auf ihre Mutter-GmbH 
verschmolzen werden. Dabei soll nach § 54 Abs. 1 UmwG 
keine Kapitalerhöhung erfolgen. Es sollen auch keine 
Anteile gewährt werden. 

Die Geschäftsanteile der Tochter-GmbH sind nur halb ein-
gezahlt. 

II. Fragen
1. Ist auch bei Halbeinzahlung der Geschäftsanteile der 
Tochter-GmbH die Verschmelzung zulässig oder müssen 
die Geschäftsanteile erst voll eingezahlt werden? 

2. Müssen alle Gesellschafter der Mutter-GmbH nach § 51 
Abs. 1 S. 3 UmwG dem Verschmelzungsbeschluss zustim-
men?

III. Zur Rechtslage
1. Die Struktur des Upstream-Merger
Für die Verschmelzung einer Tochter-GmbH auf ihre 
Mutter-GmbH regelt § 20 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 Hs. 2 UmwG, 
dass an die Gesellschafter der übertragenden GmbH (hier: 
an die Mutter-GmbH) keine Anteile gewährt werden 
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dürfen, da dies eigene Anteile wären. Korrespondie rend 
hierzu bestimmt § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UmwG, dass ein 
Kapitalerhöhungsverbot existiert. Gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 2 
S. 1 UmwG erlischt der übertragende Rechtsträger (hier: 
die Tochter-GmbH) mit Eintragung der Verschmelzung in 
das Handelsregister und deren Wirksamwerden zwingend. 
Daraus ergibt sich als systemimmanente Konsequenz, dass 
die Anteile an der übertragenden Tochter-GmbH unterge-
hen. 

2. Zustimmungserfordernis bei nicht voll eingezahl-
ten Geschäftsanteilen
§ 51 Abs. 1 S. 3 UmwG regelt ganz allgemein für eine 
Verschmelzung unter Beteiligung von Gesell schaften mit 
beschränkter Haftung, dass alle Gesellschafter der auf-
nehmenden GmbH zustimmen müssen, wenn bei den 
Geschäftsanteilen der übertragenden GmbH nicht alle 
zu leistenden Ein lagen in voller Höhe bewirkt sind. Dies 
berücksich tigt die Gefahr der zukünftigen Mitgesellschafter 
bei der aufnehmenden GmbH, nach § 24 GmbHG für die 
noch offenen Einlageverpflichtungen subsidiär zu haften. 
Bei der hier vor liegenden Konstellation der Verschmelzung 
einer Tochter-GmbH auf ihre Mutter-GmbH kann es system-
bedingt aber nicht zu einer noch offenen Einlageforderung 
kommen. Wie oben (Ziff. 1.) dargestellt, bleiben keine nur 
teilweise eingezahlten Geschäftsanteile bestehen und wer-
den solche auch nicht neu gewährt. Die Einlageforderung 
der Tochter-GmbH gegen die Mutter-GmbH geht im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
UmwG auf die Mutter-GmbH über. Dort erlischt sie durch 
Konfusion. Dies ist zwingende Folge der Ver schmelzung 
einer Tochter-GmbH auf eine Mutter-GmbH. 

3. Zulässigkeit des Upstream-Merger
Für die Unzulässigkeit der Verschmelzung der Tochter-
GmbH auf ihre Mutter-GmbH bei nicht voll eingezahl-
ten Geschäftsanteilen finden sich weder im UmwG 
noch in der hierzu ergangenen Rechtsprechung oder 
Literatur Anhaltspunkte. Vielmehr geht die Literatur 
(KölnKommUmwG/Simon/Nießen, 2009, § 51 Rn. 25; 
Lutter/Winter/Vetter, UmwG, 5. Aufl. 2014, § 51 Rn. 32) 
von der oben dargestellten Rechtsfolge aus. Infolge 
des Untergangs der Einlageforderung könne es nicht 
zu einer (subsidiären) Haftung der Gesell schafter der 
Muttergesellschaft kommen, so dass für die Verschmelzung 
ihre individuelle Zustimmung nicht erforderlich sei. Daher 
sei eine teleologische Reduktion des § 51 Abs. 1 S. 3 
UmwG dahingehend, dass eine gesonderte Zustimmung 
aller Gesellschafter der über nehmenden Gesellschaft nicht 
erforderlich sei, gerechtfertigt (ebenso Henssler/Strohn/
Haeder, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, § 51 UmwG 
Rn. 3). 

4. Gläubigerschutzaspekte
Diese Konsequenz erscheint u. E. auch unter Gläubiger-
schutzgesichtspunkten vertretbar. Denn durch die 
Verschmelzung der Tochter-GmbH auf die Mutter-GmbH 
geht nicht nur die Einlage forderung gegen die Mutter-
GmbH unter, sondern gehen auch sämtliche Verbind-
lichkeiten gegenüber Gläubigern der T-GmbH auf die 
M-GmbH über. Die Gläubiger der T-GmbH können 
also unmittelbar Zugriff auf das Vermögen der ehema-
ligen Gesellschafterin (Mutter-GmbH) nehmen, so dass 
eine mittelbare Sicherung durch die Haftung der Gesell-
schafterin für noch offene Einlage forderungen auch unter 
Gläubigerschutzgesichtspunkten nicht erforder lich er-
scheint. Außerdem bleibt wie bei jeder Verschmelzung 
die Möglichkeit, ggf. nach § 22 UmwG Sicherheit zu ver-

langen. Ausdrück liche höchstrichterliche Recht sprechung 
zu dieser Problematik konnten wir allerdings nicht finden.

5. Ergebnis
Im Ergebnis ist u. E. die Verschmelzung der Tochter-GmbH 
auf ihre Mutter-GmbH auch bei nicht voll eingezahlten 
Geschäftsanteilen der Tochter-GmbH zulässig. Einer ge-
sonderten Zustimmung aller Gesellschafter der Mutter-
GmbH nach § 51 Abs. 1 S. 3 UmwG bedarf es nicht.

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit Ti-
telschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls für 
die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

BGB §§ 1018, 1090, 1191; ZVG §§ 180, 182 
Feststellung des geringsten Gebots und Bestehenbleiben 
von Rechten im Falle einer Teilungsversteigerung
Abruf-Nr.: 143845

BGB §§ 414, 415; BayVwVfG Artt. 54 ff. 
Schuldübernahme hinsichtlich einer öffentlich-recht-
lichen Verpflichtung durch Vertrag zwischen dem 
Schuldner und dem Übernehmer
Abruf-Nr.: 141902

EUErbVO Artt. 24, 34 
England: Beurkundung eines Inlandstestaments für 
eine in England lebende deutsche Staatsangehörige
Abruf-Nr.: 143331

BGB §§ 2296, 132; ZPO §§ 192 ff., 178 ff. 
Zugang des Rücktritts vom Erbvertrag; Zustellung 
durch Vermittlung des Gerichtsvollziehers; Ersatzzu-
stellung
Abruf-Nr.: 143366

BeurkG § 17 Abs. 2a S. 2 Nr. 1
Unzulässigkeit von Grundschuldbestellungen 
aufgrund von Mitarbeitervollmachten

Ein Notar begeht eine Amtspflichtverletzung, wenn 
er Grundschuldbestellungen in Verbraucherverträgen 
ohne sachlichen Grund durch seine in den zugrunde 
liegenden Grundstückskaufverträgen bevollmächtigten 
Mitarbeiter beurkundet. (Leitzsatz der DNotI-Redak-
tion)

BGH, Beschl. v. 20.7.2015 – NotSt(Brfg) 3/15

Gutachten im Abrufdienst

Rechts pre chung
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Problem
Der Kläger, ein Rechtsanwalt und Notar aus dem 
Oberlandesgerichtsbezirk C., hat in insgesamt 180 Fällen 
Finanzierungsgrundschulden mit einer Mitarbeiterin be-
urkundet, welche hierzu von den jeweiligen Käufern im 
Grundstückskaufvertrag bevollmächtigt worden war. 

Die Beklagte hat das Verhalten des Klägers als Dienst-
pflichtverletzung gewertet (§ 95 BNotO) und eine Geldbuße 
gegen ihn verhängt. Sie begründete dies mit den Richtlinien 
der Notarkammer C. Der Kläger berief sich auf die 
Richtlinien anderer Notarkammern, wonach die Bestellung 
von Grundpfandrechten mit Mitarbeitern des Notars nicht 
pflichtwidrig sei.

Der BGH musste über die Frage entscheiden, ob sich der 
Kläger amtspflichtwidrig verhalten hat. Im Mittelpunkt 
stand dabei die Frage, ob das Vorgehen des Klägers mit 
§ 17 Abs. 2a S. 2 Nr. 1 BeurkG vereinbar war. Hiernach hat 
der Notar bei Verbraucherverträgen darauf hinzuwirken, 
dass die rechtsgeschäftlichen Erklärungen des Verbrauchers 
von diesem persönlich oder durch eine Vertrauensperson 
abgegeben werden.

Entscheidung
Nach Auffassung des BGH hat der Kläger gegen § 17 
Abs. 2a S. 2 Nr. 1 BeurkG verstoßen.

Die Grundschuldbestellungen seien Verbraucherverträge. 
Die Darlehensnehmer hätten als Verbraucher gehandelt 
und die Erklärungen gegenüber ihrer finanzierenden Bank 
abgegeben.

Ein Mitarbeiter des Notars sei auch keine Vertrauensperson 
des Verbrauchers. Vertrauensperson könne nur sein, wer 
Interessenvertreter des Verbrauchers sei. Eine zur Neutralität 
verpflichtete Person scheide als Vertrauensperson aus. Der 
Verbraucher solle die Chance haben, seine Interessen gegen-
über dem Unternehmer möglichst effektiv zur Geltung 
zu bringen. Dies sei aber nicht gewährleistet, wenn eine 
Person für ihn auftrete, die nicht in seinem Lager stehe. 
Die Mitarbeiter des Notars seien im Wesentlichen diesem 
gegenüber verantwortlich und stünden in gewissem Maß in 
dessen Pflichtenkreis. So wie der Notar seien auch dessen 
Mitarbeiter nicht zur einseitigen Interessenwahrnehmung 
befugt. 

Nach Auffassung des BGH ist die Grundschuldbestellung 
auch kein vom Anwendungsbereich des § 17 Abs. 2a 
S. 2 Nr. 1 BeurkG ausgenommenes Vollzugsgeschäft. 
Die Bestellung eines Finanzierungsgrundpfandrechts 
aufgrund einer im Grundstückskaufvertrag erteilten 
Belastungsvollmacht stelle sich nicht als Vollzugsmaßnahme 
des Kaufvertrags dar. Dies ergebe sich schon daraus, dass 
der Grundstückskaufvertrag auch ohne die Bestellung 
der Finanzierungsgrundschuld vollzogen werden kön-
ne. Gegen eine Einordnung als Vollzugsgeschäft spricht 
nach Auffassung des Senats auch der Umstand, dass 
der Verkäufer grundsätzlich nicht verpflichtet ist, bei 
der Beschaffung des Kaufpreises, insbesondere durch 
Belastung des Grundstücks vor Auflassung, mitzuwirken. 

Für irrelevant hält der BGH den Umstand, dass nach den 
Richtlinien anderer Notarkammern die Bestellung von 
Grundpfandrechten durch Mitarbeiter des Notars nicht 
pflichtwidrig sei. Für den Kläger würden alleine die 
Richtlinien der Notarkammer C. gelten. Es sei zu berücksich-

tigen, dass sich die Satzungsgewalt der Notarkammer darin 
erschöpfe, bereits in der BNotO angelegte Berufspflichten 
zu konkretisieren. Angesichts der Regelung des § 17 
Abs. 2a S. 2 Nr. 1 BeurkG bestünden vielmehr Bedenken 
gegen die Wirksamkeit der Richtlinien von Notarkammern, 
die in Abweichung von der gesetzlichen Vorschrift die 
Beurkundung von Finanzierungsgrundpfandrechten durch 
bevollmächtigte Mitarbeiter des Notars für zulässig er-
klären.

Nicht erfolgreich war auch der Einwand des Klägers, es 
hätte überprüft werden müssen, ob Ausnahmetatbestände 
nach § 17 Abs 2a S. 2 Nr. 1 BeurkG vorgelegen hätten. Es 
sei zwar denkbar, dass im Einzelfall ein Sachgrund für eine 
abweichende Gestaltung des Beurkundungsverfahrens und 
ein Ausnahmetatbestand gegeben seien. Solche Tatbestände 
seien im vorliegenden Fall aber nicht ersichtlich.

Abschließend legt der BGH dar, warum dem Kläger auch 
ein Verschulden vorzuwerfen sei. Angesichts mehrerer 
Rundschreiben sowie einschlägiger Rechtsprechung könne 
sich der Kläger nicht darauf berufen, er habe nach gewis-
senhafter Prüfung der zu Gebote stehenden Hilfsmittel eine 
Rechtsnorm ausgelegt, bei der die Zweifelsfragen noch 
nicht ausgetragen gewesen seien.  

GmbHG § 5a; AktG § 26 Abs. 2
Gründungsaufwand bei Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschränkt)

Eine Verletzung der auf die UG entsprechend anwend-
baren Gläubigerschutzvorschrift des § 26 Abs. 2 AktG 
folgt nicht daraus, dass der gesellschaftsvertraglich be-
stimmte Gründungsaufwand genau dem vereinbarten 
Stammkapital (von hier 1.000 €) entspricht.

KG, Beschl. v. 31.7.2015 – 22 W 67/14

Problem
Es wurde eine Unternehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt) gegründet. Das Stammkapital beläuft sich auf 
1.000 €. Der Gesellschaftsvertrag bestimmt, dass die 
Gesellschaft die Gründungskosten bis zu einem Betrag von 
1.000 € trägt. 

Nach Auffassung des Registergerichts sind die Gründungs-
kosten zu hoch angesetzt. Diese könnten maximal 300 € 
betragen. 

Entscheidung
Die hiergegen gerichtete Beschwerde hatte Erfolg. Nach 
Auffassung des KG ist die UG (haftungsbeschränkt) in das 
Handelsregister einzutragen

Das Registergericht darf nach § 9c Abs. 1 S. 1 GmbHG die 
Eintragung der Gesellschaft ins Handelsregister nur vor-
nehmen, wenn sie ordnungsgemäß errichtet und angemel-
det ist. Nach § 9c Abs. 2 Nr. 2 GmbHG ist die Eintragung 
einer mangelhaften Bestimmung des Gesellschaftsvertrags 
abzulehnen, wenn Gläubigerschutzvorschriften verletzt 
sind. 

In diesem Zusammenhang ist auch die analog auf die 
GmbH und die UG (haftungsbeschränkt) anzuwenden-
de Norm des § 26 Abs. 2 AktG zu berücksichtigen. 
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Hiernach ist im Interesse der Gläubiger und Gesellschafter 
sicherzustellen, dass in der Satzung offen gelegt wird, 
inwieweit das Grundkapital durch Gründungsaufwand 
vorbelastet ist. Deshalb muss die gesellschaftsvertrag-
liche Regelung den von der Gesellschaft zu tragenden 
Gesamtbetrag des Gründungsaufwands erkennen lassen. 
Diese Voraussetzung war im vorliegenden Fall erfüllt, da 
im Gesellschaftsvertrag die Höhe der Gründungskosten an-
gegeben war. 

Eine Verletzung des § 26 Abs. 2 AktG folge – so das 
KG – nicht daraus, dass der Gründungsaufwand i. H. v. 
1.000 € genau dem Stammkapital entspricht. Die 
in Nr. 5 des Musterprotokolls für die Gründung einer 
Gesellschaft vorgesehene Höchstgrenze von 300 € oder 
die in der Registerpraxis etablierte Obergrenze von 10 % 
des Stammkapitals (vgl. OLG Hamburg DNotZ 2011, 
457 m Anm. Weiler) sei auf den vorliegenden Fall nicht zu 
übertragen. Wenn bei einer UG bis zur Grenze von 300 € 
der Gründungsaufwand dem Stammkapital entsprechen 
dürfe, sei nicht nachvollziehbar, warum dies anders sein 
solle, wenn Gründungsaufwand und Stammkapital 1.000 € 
betragen würden. Denn durch die Deckelung auf die Höhe 
des Stammkapitals werde ausgeschlossen, dass die neue 
Gesellschaft allein aufgrund des Gründungsaufwands bi-
lanziell überschuldet ins Leben trete. 

Nur ein Überschreiten der Stammkapitalgrenze und die 
damit einhergehende Überschuldung der Gesellschaft 
würden ein vom Registergericht zu berücksichtigendes 
Eintragungshindernis bilden. Dem Gründungsaufwand 
stünden im vorliegenden Fall die Erfordernisse des 
Gläubigerschutzes nicht entgegen. Die Gläubiger würden 
bereits durch die zwingende Firmierung als „UG“ und den 
Zusatz „haftungsbeschränkt“ auf Risiken hingewiesen. 
Außerdem könnten sie sich durch Einsichtnahme in den 
Gesellschaftsvertrag über die Höhe einer Vorbelastung des 
Stammkapitals durch den Gründungsaufwand informieren.

Hinweis
Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Problemkreis 
ist die jüngst veröffentliche Entscheidung des OLG Celle 
(DNotI-Report 2015, 23) von Interesse. Nach dieser 
Entscheidung kann eine GmbH mit einem Stammkapital 
von 25.000 € keine Gründungskosten i. H. v. bis zu 
15.000 € tragen. In den Entscheidungsgründen führte das 
Gericht aus, dass die durch Musterprotokoll gegründe-
te UG (haftungsbeschränkt) bei einem Stammkapital bis 
300 € sämtliche Gründungskosten nur bis zur Höhe des 
Stammkapitals tragen könnte. Sei das Stammkapital höher 
(bis 24.999 €), könnten solche Gesellschaften keine höhe-
ren Gründungskosten als 300 € tragen. Diese Ausführungen 
stehen in einem Spannungsverhältnis zur hier besprochenen 
Entscheidung des KG.

Ländernotarkasse A.d.ö.R. u.a. (Hrsg.), 25 Jahre frei-
berufliches Notariat in Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen, 
Festschrift, Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln, 2015, 748 
Seiten, 119.– €

Vor 25 Jahren wurde das freiberufliche Notariat in den 
neuen Ländern eingeführt. Dieses Jubiläum haben die 

ostdeutschen Notarkammern, Notarbünde und die 
Ländernotarkasse zum Anlass genommen, eine groß an-
gelegte Festschrift herauszugeben. Das Buch wirft den 
Blick zurück in die Wendezeit. Es hält die Erinnerungen 
an den großen politischen Umbruch lebendig, der auch 
in der Notariatsgeschichte seine tiefen Spuren hinterlas-
sen hat. Das freiberufliche Notariat ist zu einer tragenden 
Einrichtung der vorsorgenden Rechtspflege in den neuen 
Ländern geworden. Heute erscheint einem das selbstver-
ständlich. Wie wenig diese Entwicklung vorgezeichnet 
war, führt einem vor allem der erste Teil der Festschrift vor 
Augen.

Der Systemwechsel vom DDR-Staatsnotariat zu einem 
freiberuflichen Notariat ist im Kontext der weltpoliti-
schen Entwicklungen zu sehen. Dies unterstreicht der 
wissenschaftlich und literarisch gleichermaßen beein-
druckende Beitrag von Vossius, der dem „Flügelschlag 
des Schmetterlings“ nachspürt (S. 39-74): Bereits vor 
dem Mauerfall erfasst der Sog der politischen Wetterlage 
das Notariat. Es kommt zu Kontakten und Gesprächen 
der Österreichischen Notariatskammer mit ungarischen 
Kollegen. Im Sommer 1989 stellt das DDR-Justizministerium 
erste Überlegungen für eine Notariatsreform an. Nach dem 
9. November 1989 nehmen die Ereignisse an Fahrt auf. 
Die staatlichen Notare wissen, dass ein Systemwechsel be-
vorsteht. So bemüht sich das staatliche Notariat Zwickau 
sechs Wochen nach dem Mauerfall um Kontakte mit 
bayerischen Kollegen (s. Anhang I, S. 55 ff.). Auch die 
zwischenzeitlich zurückgestellten Überlegungen im DDR-
Justizministerium zur Notariatsreform werden wieder auf-
gegriffen. Bereits zum Jahreswechsel 1989/1990 bestand 
laut einem von Vossius mit dem damaligen Abteilungsleiter 
geführten Zeitzeugeninterview kein Zweifel, dass von der 
zuständigen Abteilung Staatliche Notariate im Ministerium 
das Nurnotariat präferiert wurde (S. 47). Nach einer 
Arbeitstagung in Wustrau mit Vertretern der staatlichen 
Notariate kommt es im März 1990 in Wien zu einem Treffen 
von Delegierten des DDR-Justizministeriums mit Vertretern 
von Österreichischer Notariatskammer und Justizministe-
rium (S. 48 f.). Nach Auffassung von Vossius ist es wahr-
scheinlich, dass die Entscheidung für den Systemwechsel 
zum freiberuflichen Notariat in Zusammenhang hiermit 
stand und in der ersten Märzhälfte 1990 fiel. Vor diesem 
Hintergrund relativiert Vossius auch die Bedeutung der fol-
genden politischen Auseinandersetzung zwischen Anwalts- 
und Nurnotariat (S. 53 f.). 

Gleichwohl stand die Entscheidung für ein Nurnotariat aus 
dem März 1990 auf wackligen Füßen. Das verdeutlicht 
der Beitrag von Zimmermann über „Die Notarverordnung 
– wie alles begann“ (S. 29-37). Im Frühjahr 1990 formier-
ten sich die ersten Notarbünde, die Arbeitsgemeinschaft 
deutscher Notarvereine wurde gegründet (S. 30 f.). Rasch 
erarbeitete das DDR-Justizministerium den Entwurf 
für eine Notarverordnung, die einen Systemwechsel 
zu einem freiberuflichen Notariat einleiten sollte. Zur 
Überraschung aller Beteiligten kam es auf Intervention des 
Ministerpräsidenten de Maiziere jedoch vorerst nicht zur 
geplanten Verabschiedung der Notarverordnung am 6. Juni 
1990. Hintergrund des plötzlichen Umschwungs war ein 
am Vortag der geplanten Abstimmung von de Maiziere mit 
dem damaligen Präsidenten des DAV geführtes Gespräch 
(S. 32 f.). Daraufhin kam es zum legendären „Notarprotest“, 
einem Streik und einer Demonstration von 150 DDR-
Staatsnotaren (S. 33 f.). Die Notarverordnung über die 
Tätigkeit von Notaren in eigener Praxis wurde neun Tage 
später am 20. Juni 1990 verabschiedet, die Entscheidung für 

Li te ra tur hin wei se
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das Nurnotariat war gefallen. Eine offene Flanke war jedoch 
das noch zu erlassende Rechtsanwaltsgesetz, das auf der 
letzten Sitzung der Volkskammer am 12. September 1990 
verabschiedet werden sollte (S. 35 f.). Der am Vortag der 
Sitzung vorliegende Entwurf des Rechtsausschusses sah vor, 
dass Anwälte auch zugleich als Notare zugelassen werden 
konnten. Es folgte ein dramatischer Sitzungstag, auf dem es 
den Vertretern des Nurnotariats gelang, den Rechtsausschuss 
umzustimmen und das Rechtsanwaltsgesetz zu entschärfen. 
„Die Volksammer löste sich auf, die Schlacht war geschla-
gen“ (S. 37). 

Nach der Wiedervereinigung sollten jedoch noch weitere 
Debatten folgen. Dies verdeutlicht der lesenswerte Beitrag 
von Kolbe über „Das Ringen um die Notariatsverfassung 
im Deutschen Bundestag 1990-1998“ (S. 153-171). Aus 
Sicht der heutigen Zeit, die von einer vertrauensvol-
len Zusammenarbeit von Anwalts- und Nurnotariat ge-
prägt ist, reibt man sich angesichts der Intensität dieser 
Auseinandersetzungen verwundert die Augen.

Mit dem Systemwechsel waren große Herausforderungen 
verbunden. Diese bestanden nicht nur in organisatori-
schen Fragen, sondern vor allem auch in der rechtlichen 
Transformation. Für die Staatsnotare, deren überwälti-
gende Mehrheit sich für das freiberufliche Notariat ent-
schieden hatte, kamen die Umstellung auf das BGB und 
die Einarbeitung in neue Themenfelder hinzu. Was für ein 
Kraftakt dies für die Notare, aber auch ihre Mitarbeiter war, 
zeigen zahlreiche Zeitzeugenberichte und Beiträge, ins-
besondere die von Breuer (S. 113-119), Heckschen/van de 
Loo (S. 121-134) und Heinze (S. 173-189). 

In der DDR bot der Beruf des staatlichen Notars Juristen re-
lativ viele Freiräume in einer „Nischenexistenz“ abseits der 
stärker politisierten Rechtsberufe (Bretschneider, S. 18). 
Dennoch war das Notariat nicht staatsfern. Das wirft unver-
meidlich die heikle Frage nach der SED-Vergangenheit des 
Notariats auf. Ihr geht der sehr differenzierte Beitrag von 
Renner auf den Grund (S. 449-476). Nach dem Ergebnis 
der von Renner vorgenommenen Anfragen wurden alle 
Notare auf ihre Vergangenheit in der DDR überprüft. Bei 
ca. 10 % von ihnen wurden „Vorbelastungen“ festgestellt, 
wobei diese nur in einigen Fällen so erheblich waren, dass 
sie zu einer Amtsenthebung führten (S. 469). Renners 
Beitrag versteht sich bewusst als „Annäherung“ und macht 
deutlich, dass bislang noch nicht alle Fragen geklärt sind.

Fazit: Der Festschrift ist ein großer Wurf gelungen. Das 
liegt nicht nur an der hochinteressanten Darstellung 
der Notariatshistorie, sondern auch an den bewegenden 
Erinnerungen der Zeitzeugen. Wenn man einmal mit dem 
Lesen begonnen hat, mag man das Buch kaum mehr aus der 
Hand legen. Man ist gefesselt von der Kraft, dem Mut und 
dem Gestaltungswillen, die aus diesen Berichten sprechen 
und die Einführung des freiberuflichen Notariats zu einer 
Erfolgsgeschichte haben werden lassen.

Notarassessor Dr. Johannes Weber 

J. Damrau/M. Tanck (Hrsg.), Praxiskommentar 
Erbrecht, 3. Aufl., Zerb Verlag, Bonn 2014, 2389 Seiten 
(inkl. CD-ROM), 159.– €

Der von Damrau und Tanck herausgegebene Praxis-
kommentar Erbrecht richtet sich vornehmlich an 

Rechtsanwälte mit erbrechtlichem Beratungsschwerpunkt. 
Er berücksichtigt vor allem verfahrensrechtliche Aspekte 
der Rechtsdurchsetzung. Da die Bearbeitung der materiell-
rechtlichen Fragen sehr detailliert ist und sich außerdem 
stark an der Rechtsprechung orientiert, ist sie auch für die 
notarielle Praxis zu empfehlen. 

Die Neuauflage integriert punktuell auch die Europäische 
Erbrechtsverordnung (EUErbVO) in die Kommentierung 
der BGB-Vorschriften. So findet sich in den 
Vorbemerkungen zu §§ 2147 ff. BGB der Hinweis, dass 
ausländische Vindikationslegate in Deutschland nur die 
Wirkung eines Damnationslegats haben, sofern sie sich 
auf Vermögensgegenstände in einem Register beziehen 
(Rn. 46). Die Kommentierung zu § 2325 BGB arbeitet die 
Rechtsprechung des BGH zur Bewertung von widerruf-
lichen Bezugsrechten ein (vgl. DNotZ 2011, 129). Nach 
Auffassung von Riedel ist auch bei der Einräumung eines 
unwiderruflichen Bezugsrechts der Rückkaufswert der 
Versicherung maßgeblich. Maßgeblicher Zeitpunkt für 
die Bewertung und den Anlauf der Zehnjahresfrist ist der 
Zeitpunkt der Einräumung des Rechts (§ 2325 Rn. 130). 

Notarassessor Dr. Johannes Weber

Staudinger, BGB, Buch 3, Sachenrecht, §§ 1113-1203 
(Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld), Sellier – de 
Gruyter Verlag, Berlin, 2015, 1122 Seiten, 319.– € 
(Vollabonnementpreis), 369.– € (Teilabonnementpreis), 
409.– € (Einzelbezug)

Seit dem Risikobegrenzungsgesetz erfreut sich das Recht 
der Grundschuld wieder verstärkten wissenschaftli-
chen Interesses. Die neu erschienene Kommentierung 
der Grundpfandrechte im Staudinger, die wieder aus 
der Feder von Wolfsteiner stammt, geht auch auf die 
jüngst aufgeworfenen Fragen aus dem Spannungsfeld 
von Sicherungsinteressen und Verbraucherschutz ein. Eine 
weite Sicherungszweckabrede, wonach die Grundschuld 
alle gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus der 
Geschäftsverbindung gegen den Sicherungsgeber si-
chert, begegnet in der Regel keinen Bedenken (Vor 
§§ 1191 ff. Rn. 63). Die Kombination von abstraktem 
Schuldversprechen und Grundschuld hält Wolfsteiner unter 
AGB-rechtlichen Gesichtspunkten für unproblematisch. 
„Abstrakte Sicherheiten […] gehören zum Grundkanon 
unseres bürgerlichen Rechts“ (Vor §§ 1191 ff. Rn. 200 f.). 

Mit rechtspolitischer Kritik hält sich die Kommentierung 
nicht zurück: „[§ 1192 Abs. 1a  BGB] ist ein weiterer 
Sargnagel im Prozess der Paralysierung des deutschen 
Grundbuchs, dessen überragende, weltweit einzigartige 
Funktionalität in der heutigen Rechtswirklichkeit anschei-
nend nicht mehr verstanden und jedenfalls nicht mehr ge-
würdigt wird“ (§ 1192 Rn. 32). Es sind nicht zuletzt solche 
Zuspitzungen, die die Lektüre besonders spannend machen 
und auch immer wieder zum Nachdenken anregen.

Auch wenn manch einer nicht allen Ausführungen 
Wolfsteiners zustimmen wird, bleibt eines gewiss: Die 
Kommentierung der Grundpfandrechte im Staudinger 
bleibt auch in der Neuauflage das Maß aller Dinge. An ihr 
kommt man nicht vorbei.

Notarassessor Dr. Johannes Weber



176 DNotI-Report 22/2015  November 2015

M. Timme (Hrsg.), WEG, C. H. Beck Verlag, 2. Aufl., 
München 2014, 1395 Seiten, 119.– €

Der von Timme herausgegebene Kommentar zum WEG, 
der als „Beck‘scher Online-Kommentar WEG“ auch 
über die Datenbank Beck-Online zugänglich ist und dort 
regelmäßig aktualisiert wird, ist aus der Literatur zum 
Wohnungseigentumsrecht nicht mehr wegzudenken. Dies 
liegt vor allem an der gelungenen Mischung aus praxisbe-
zogener und wissenschaftlicher Darstellung der vielfältigen 
Probleme des WEG. 

Beispielhaft hierfür ist die Bearbeitung von Dötsch zu 
nennen. In seinen Ausführungen zu § 15 WEG legt 
er ausführlich dar, unter welchen Voraussetzungen ein 
Sondernutzungsrecht durch Beschluss auf der Grundlage 
einer Öffnungsklausel eingeführt werden kann. Im Falle  
einer allgemeinen Öffnungsklausel soll die Beschlussmacht 
im Zweifel eher zu verneinen sein (§ 15 Rn. 284). Die 
Begründung eines Sondernutzungsrechts kann daran schei-
tern, dass es an einem sachlichen Grund für den Ausschluss 
der übrigen Eigentümer vom gemeinschaftlichen Gebrauch 
fehlt (§ 15 Rn. 285). Ein auf die Begründung eines 
Sondernutzungsrechts gerichteter Beschluss soll wegen 
§ 10 Abs. 4 S. 2 WEG „trauriger Weise“ nicht ins 
Grundbuch eingetragen werden können (§ 10 Rn. 263). Dies 
wirkt sich wiederum auf die Möglichkeit eines gutgläubi-
gen Zweiterwerbs von Sondernutzungsrechten aus. Sieht 
die Gemeinschaftsordnung eine Öffnungsklausel vor, dürfe 
niemand mehr auf den Bestand eines Sondernutzungsrechts 
vertrauen. Ein gutgläubiger Zweiterwerb soll in diesem Fall 
ausgeschlossen sein (§ 15 Rn. 293). 

Der WEG-Kommentar von Timme ist auch in seiner 
Neuauflage uneingeschränkt zu empfehlen. Das Print-
medium bietet trotz der Möglichkeit eines Onlinezugriffs 
viele Vorzüge. Es erlaubt dem Leser, größere Abschnitte 
und übergreifende Zusammenhänge leichter zu überblicken. 
Dies ist insbesondere bei sehr langen Bearbeitungen wie 
der zu § 10 WEG mit sage und schreibe 868 Randnummern 
von Vorteil.

Notarassessor Dr. Johannes Weber 

Weitere Ter mi ne für Januar 2016 – An mel dung und nä he re 
In for ma tio nen bit te di rekt beim DAI-Fach in sti tut für No-
ta re, Post fach 250254, 44740 Bo chum, Tel. (0234) 970 64 
18, Fax (0234) 70 35 07 (www.an walts in sti tut.de).

Intensivkurs Erbrecht (Frenz), 11.-12.1.2016 Oldenburg

Das GNotKG in der Praxis (Tondorf), 29.1.2016 Trier

Zwangsversteigerungsrecht in der notariellen 
Vertragsgestaltung (Franck), 29.1.2016 Bochum
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